
EXEMPLAR ARP TG 
REGIERUNGSRAT DES KANTONS THURGAU 

35366 

AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL 

vom 

Betrifft: 

11. Mai 1971 Nr. )o5ö 

.Abänderung des Quartierplans Brtihl der Gemeinde \fiingi 
und grundsätzliche Bewilligung zur teilweisen Eindolung 
des lmbaehes 

1. Yrit Schreiben vom 29. YArz und vom 20~ April 1971 hat der Gemeinde­

rat Wängi die Gesuche ura Abänderung des Quartierplans Brühl und 

um teilweise Eindolung des Imbaehes hängig gemaeht. 

2. Der Regierungsrat genehmigte a.m 17 ~ Juni 1968 den von der Gemeinde 

Wängi erlassenon Quartierplan Brühl. Die weitere Entwiclr.lung der 

Ucberbauung zeigt nun, dass die damals vorgesehene Ersehliessung, 

die auf einen nieht genehmigten Uoberbauungsrichtplan abgestimmt 

var, den heutigen Verhältnissen nicht mehr genügt. Sie ~~ss im 

Rahmen der umfassenden Ortsplanung, die zur Zeit im Gang ist, 

Uberpriift und neu festgelegt werden. Nach Mitteilung des Gemeinde­

rates liegt nur ein Bauvorhaben vor, das ohne Aufhebung einea Teils 

der Baulinien nieht erstellt verden könnte. E~hält es deshalb flir 

gerechtfertigt, die ohnehin wegen des Dahinfallans der Richtplan­

Ueborbauung nieht befriedigenden Baulinien für die beiden Stumpen­

strassen aufzuheben. 

3. ~üt diesem Bauvorhaben das die Aonderung der Baulinien bedingt und 

mit der veiteren Ersehliessung des Quartiers Brühl begründet der 

Gemeinderat Wängi sein Gesuch fiir Eindolung des Imbaehes. Er maeht 

namentlich darauf aufmerksam, dass dureh den Bau der neuen Querver­

bindung zur Gemeindestrasse ein neuer Uebergang tiber das Gewässer 

zu erstellen soi. Der Bau einer Brtieke und dio Offenhaltung des 

RoststUckes ab bestehender Eindolung wUrde unverhältnismässig viel 

kosten. Ferner wUrdo die Offenhaltung des Baches auf dem Käserei­

areal eine grosse Unfallgefahr in sich bergen. Boi dor Verlängerung 

der Gemeindostl'asse stellen sich dieselben Probleme wie beim Kä.seroi-
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n.eubau~ so dass im Hinblick a.uf das Ganze schon heut;e die Bewillig,mg 

zur Eindolu11g der ganzen tangierten B..'l.chstrecke zu verlangen soi, 

obwohl vorläufig nur ein erstes Teilsttick beim Neubau ausgefiihrt 

warden soll. 

Der Regierungsrat zieht in E~fägung: 

1. Vorerst ist festzuhalten~ dass die Aufhebung der Baulinien ordnungs­

gemäss beschlossen tmd das tiffentliche Auflageverfahren (ohne dass 

eine Einsprache einging) durchgeführt wurde. 

Die Aufhebw1g der Baulinien ist möglich, allerdings nt~ unter dor 

Voraussetzlllg, dass die Erschliessilllg des gesamten Quartiers neu 

studiert Wld eine entsprechende Vorlage - Qua.rtierpla.n, Gestal­

tungsplan oder Beb$uungspla.n - ausgearbeitet und beschlossen 

uird. Durch das Bauvorhaben, das ohne Aufhebung der Baulinien 

nicht realisiert ~:erden könnte, l-tird die ktinftige Erschliessung 

nicht ungünstig präjudiziert; denn die geplante Baute liegt am 

slidtistlichen F..and, ·w·o nach Auffassung des mit der Ortsplanlllg 

beat~tragten Fachn~nnes keine Erschliessungsstrasse notwendig 

ist. Die Aenderung des Qu~rtierplans kann daher genehmigt werden. 

2. Die offene Führung des Baches auf dem Käsereiareal bedeutet eine 

wesentliche Wertverminderung des GrundstUcks und eine erhebliche 

Erschwerung der Bewirtschaftung. Das Argument des Gemeinderates, 

der Bach stelle eine Unfallgefahr dar, ist hier nicht unbedingt 

stichhaltig. Eine gewisse Gefahr lauert ohnehin in judem offenen 

Gewässer. In diesem besonderen Fall aber ist nicht zu erwarten, 

dass Leute, die mit der Situation nicht vertraut sind, den Platz 

betreten, weil alle Zugänge zum rlohnha.us, zum Verkaufsladen und 

zu den Räumen der Käserei auf der andern Gebii.udeseite.licgen. 

Ebensowenig kann a.nerlre.nnt werden, dass die Ueberbrtickung des 

Imbachos hier unverhültnismässig viel kosten ~~de. Bei der 

Querverbindilllg handelt es sich im Gegensatz z~ Quartierstrasse 

um eine private Zufahrt, die ohne weiteres mit einem Fahrverbot 

belegt worden kann llld für die eine Brücke eini'e.chster Bauart 

hinlänglich ist. Beim Weiterbau der Quartierstrasse allerdings 
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muss die Gemeinde eine tragfähige Brücke erstellen und a.ls 

Brückcneigenti.il!larin die Ufersicherungspflicht am Bach auf 

120 Ueter übernehmen. Der zwischen den beiden Brücken ver­

bleibende Bachrest wirkt hior deplazicrt, ueil er mitten in 

der Ueberbauung ein nicht mehr nutzbares Dreieck von einem 

arrondierten Grundstück abschneidet,das nicht mehr gross 

genug ist, um daraus eine öffentliche Parkanlage zu schaffen. 

Der Imbe.ch ist ein öffentliches Gewässer im Sinno von § 1 des 

Gesetzes betreffend oie Korrektion und den Unterhalt der öffent­

lichen Gew~sser vom 21, ~~i 1895 (GKG). Nach §12 leg.cit, dlirfen 

Bauten und Anlagen, lfelche auf der Höhe des ~la.sserstandes, den Lauf 

der Gewässer und die Sichcrhoi"l; der Ufer w1d des Bettes Einfluss 

haben oder die bastehenden Uferlinien verändex·nt der Bewilligung 

des Regierungsrates. Zu den Vorkehrungen, die unter § 2 GKG fallen, 

gehören somit auch Eindolungen~ 

Der Regierungsrat hat namentlich seit dem Erlass des Dundesgesetzes 

vom 16. 3. 1955 über den Schutz der Gew~sser gegen Verunreinigung 

(G Sch G), das auf den 1. l• 1957 in Kraft getreten ist, seine 

Praxis in der Weise verschärft, dass Eindolungcn nur noch aus­

nahmsweise bewilligt werden• ~1d und Rechtstitel hiezu bietet 

ihm Art, 2/1 G Sch G der, entgogen einer weit verbreiteten An­

sicht, alle Ge'Wässer nicht nur gegen Verunreinigung im land­

läufigen Sinne schützt, sondorn auch vor jeder andern Beeinträch• 

tigung. Hiebei macht es keinen Unterschied, ob die Beeinträchtigung 

die Qualität des Wassers betrifft, odor ob eine Vorkehr gegen den 

Bestand des Gewässers cerichtat ist. Alle Arten von Gewässern sind 

in Bezug auf den Schutz einander gleichgestellt, die fliessenden, 

die ruhenden, die oberirdischen und die unterirdischen. Es ltommt 

auch nicht darauf an, ob eine Vorkehr unmittelbar oder mittelbar 

einwirke• 

Das durch Art. 2/1 GSchG gesetzte Ziel des integralen Gewässer­

schutzes kann nur erreicht verdon, wenn der natürliche Haushalt 

aller Gewässer möglic~~t ungestört orhalten bleibt. Dies bat zur 

Folge, dass Eindolungen nur nech!.e.usn.alunsweise zugelassen werden, 

nämlich wenn besondere Grimde vorliegen und der Eingriff nicht 

derart ist, dass seine Einvirloxngen ihn zum voraus ausschliessen, 
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Der Hegierungsrat hat im allgemeinen als besondere GJ:ünde stets 

Sachverhalte anerkannt. deren Realisierung und Durchsetzung im 

öffentlichen Interesse liegen, wenn eine andere Lösung nicht 

möglich ist, auf unverhältnismässige technische Schwierigkeiten 

stossen vruxde oder in finanzieller Beziehung flir das Gemein­

'\veson Folgen hätte, die in lteinem ve1·nünftigen Verhältnis zum 

angestrebten Ziel stehen wUrden, Bei allen Ueberlegungen ist die 

Frage nach der FtLnktion eines Gewässers in jedem Falle zu stellen. 

Ein Gewässer, das mit Abwasser belastet ist, darf nicht eingedol-t 

werden.· 

Der Imbach hat in bezug auf da.s Abwasser keinerlei Funlttionen 

mehr, sobald die not,·rendigen Kanäle erstellt sind. Er trägt auch 

nicht zur Belebung des Landschaftsbildes bei, könnte aber ein 

wesentliches Element in einer künftigen Quartierplanung sein. 

Nach Auffassung des Regierungsrates sind im vorliegenden Falle 

in erster Linie die finanziellen Konsequenzen einer Offenhaltung 

des Baches zu berücksichtigen, die die Gemeinde zu tragen hat, 

in zweiter Linie die verminder-te Benutzbarkeit des Käsereigrund­

stückes. Im Weitern ist in Betracht zu ziehen, dass durch den 

Verlauf des Baches schräg zur Quartierstrasse eine Parzelle ab­

geschnitten wird, die nicht vernünftig genutzt werden kann,und, 

dass die Ueberbauung der Restparzelle stark erschwert wird, weil 

zusätzlich zum Abstand von den Strassen noch der Bauabstand zum 

Bach zu wahren ist. 

Die durch die Gemeinde Wängi vorgesehene Eindolung ist nicht um­

fassend, sondern trifft nur ein ltleines Teilstticlt des gesamten. 

Gewässers von der bestehenden Eindolung bis zum Punkt 247 gemäss 

Grundbuchplan Wängi, total ca. 85 Meter. Der Uegierungsra.t ist 

mit dem Regionalplanungs- und Wasserwirtschaftsamt 'rie auch mit 

dem Präsidenten der Thurgauischen Naturschutzkommission und dem 

zuständigen Planungsbüro der Meinung, dass den wesentlichen 

Postulaten des Gesuchstellers voll entsprochen werden ltann 

ohne eine so grosse Bachstracke zu epfern. Es genügt vollauf', 

den Bach auf dem Kisereinreal und dessen Nordgrenze entlang 

sowie unter der Quartierstrasse einzudolen und ihn dort - in 
' einem neuen Lauf - parallel zur Strasse zum Punltt 247 zu leiten, 
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Der Gefahr, dass im Zuge der kommenden Uoberbauung der ganze 

Unte1·lauf des Baches verschwindet, indem dieso Einbrüche a.us 

Grlind1m rechtsgleicher Behandlung erfolgen, muss vorgebeugt 

werden, Es ist von der Gemeinde Wängi zu verlangen, dass der 

Bach ob der ertftthn·bon Eindolung Clufgewer·~ot und im Sinne einos 

Realersatzes für die verlorene 3treclto verbessert '1-Tird .• Das Pl·o­

fil ist in einom hinreichenden }~sse auszubauen und längs des 

Daches ist beidseitig auf je mindeB'vens 3 Heter Breite ein 

lichtes Ufergehölz zu pflanzen, 

Der Verentscheid erfolgt zu G·unston der Gemeinde Vängi, die als 

Gesuchstellerin auftritt. Seine \virkung :i.st zeitlich in der 

1feise einzuschränken, dass sie auf fUnf Jahre angesetzt 'drd, 

1iird innerhalb diesor Frist das Eindelungs- und Korrektionspro­

jekt nicht ausgefill1rt, so ~ällt der Vorentscheid dahin und ist 

ebenfalls nach den dannzumaligcn Verhältnissen in der Sache 

neu zu befinden, 

Da der Regierungsrat im Verentscheid über die Hauptsache n~mlich 

die Eindolung an sich entscheidet, wird es am Strassen- und Bau­

departement liegen, die technische Durchfiilixung der Eindolung 

und der Sanierung des Unterlaufes allein zu regeln, 

Es versteht sich von selbst, dass sämtliche Kosten der Eindelung 

zu Lasten der Gemeinde Wiingi gehen, Ob es ihr gestattet ist, 

Kosten auf die interessierten Anlieger abzuwälzen, richtet sich 

nach dem Baureglement der Gemeinde. Dasselbe gilt für die Kosten, 

die sich a.us Bestand und Betrieb des Werkos ergeben. 

Auf Antrag des Strassen- und Baudeparterneutes wird 

b e s c h 1 o s s e n s 

1. In dem vom Regierungsrat am 17. Juni 1968 genehmigten 

Quartierplan Brühl der Gemeinde wangi werden die Bau­

linien für die beiden Stumpenstrassen gemäss Planbeilage 

aufgehoben. 



- 6-

2, Die Gemeinde Wängi erhü.l t im Silme eines Vorent.seheides die 

Bewilligung ZUl' Eindolung und Verlegung des Imbachos in 

Brühl auf eine Länge von ca. 50 m ab der bestehenden Ein­

d.olung, der Nordgrenze des Kä.serüigrundstückes nach und 

unter der neuen Quart:lorstrasse durch. 

3. Die 'lirkungon des Vorentscheides sind auf fünf Jahre be­

fristet, Dio Frist beginnt mit dem Tag zu laufen, a.n dem 

die~or Entscheid zugestellt wird. 

4. Dieser Vorentsnheid ist an die Bedingung geknüpft, dass mit 

t:.em Proj okt flir d.ie Eindolung auch ein Proj el~:t fü.r die Kor­

rektion des Imbach-Unterlaufes bis zur Murg eingoreicht und 

verwirklicht w-lrd, 

· 5, Die Kosten der Eindolung sowie die Kosten für Betrieb U.."'ld 

Unterhalt gehen zu Lasten der Gemeinde Wängi, 

6. Die Eindolung darf er::Jt nach Genehmigung der Bauprojekte 

durch das Strassen- und Baudepartement erfolgen, Das De­

partement setzt die orforderlichen Bedingungen und Auf­

lagen fast, 

7. Die Kosten dieses Vorentscheides gohen zu Lasten der Gemeinde 

Wängi, Sie bestehen aus einer Beschlussestaxe von Fr. 90.-­

und den Kosten für Ausfertigung. 



8. Hitteilung an: 

CW/he 
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Gemeinderat \längi 
UJ:J.t<:!r B.;:il<•ge von Z1fei abgZJü.ndorten 
Quartierplenßusschnitten mit Genehmi­
gungsvormarlt 

Plo.nungsbüro A. Possert, Prauenfeld 

Bozirl~sam-1:. Hünchwilen 

Strassen- und Baudepartement (3-fach) 

Regionalplanunßsamt 
<mter BE:ilago eines abgel.i.nclerten 
Quartierplanausschnittes mit Genehmi­
gungsvermerk und der ~tten 

- 'fasserwirtschaftsa.mt (3-fach) 
unter Beilage des Quartiorplunat~s­
schni ttes zum Eind.oluniJsgosuch 

Für richtigen Auszug 
Der Staatsschroiber: 

~~~ 
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